Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen!

Nachstehend finden Sie eine Zusammenfassung des uns soeben bekanntgewordenen Gesetzesentwurfes, der in Kürze vom Parlament beschlossen werden soll und massive negative Änderungen für die Gerichtsdolmetscher mit sich bringen würde. 

Der Verband unternimmt alles in seinen Kräften stehende, um die Änderung zu verhindern. Dessen ungeachtet brauchen wir aber auch Ihre Hilfe: Wir ersuchen Sie daher, das nachstehende Protestschreiben zu unterfertigen und per eMail (office@gerichtsdolmetscher.at) oder per Fax (478 37 23) an den Verband zu retournieren.

Wegen der kurzen Frist zur Stellungnahme ersuchen wir um Übermittlung bis spätestens 11.11.2010.

Danke für Ihre Unterstützung.

Christine Springer 

Präsident

Sehr geehrte Frau Bundesminister,

Sehr geehrte Vorsitzende des parlamentarischen Justiz-Ausschusses!

Der Österreichische Verband der allgemein beeideten und gerichtlich zertifizierten Dolmetscher ersucht Sie dringend, den geplanten Gesetzesentwurf, mit dem die Dolmetschleistungen für das Arbeits- und Sozialgericht sowie bei Verfahren in Strafsachen an die Justizbegleitagentur ausgegliedert werden soll, wobei vorrangig nicht beeidete Dolmetscher zum Einsatz kommen sollen, abzulehnen.

Das seit nunmehr 35 Jahren bestehende Sachverständigen- und Dolmetschergesetz,  samt Gebührenanspruchsgesetz wird europaweit, insbesondere auf EU-Ebene als vorbildlich angesehen, würde aber durch diese geplante Änderung zunichte gemacht werden und dem seit langem bekämpften Einsatz nicht qualifizierter Dolmetscher Tür und Tor öffnen.

Damit ist nicht nur die Unabhängigkeit der Richter und die Objektivität der Staatsanwälte nicht mehr gegeben, sondern auch die in der EU-Richtlinie über das Recht auf Dolmetschleistungen und Übersetzungen in Strafverfahren geforderte Qualität dieser Leistungen in Gefahr.

Die damit erhoffte, aber keineswegs schlüssig nachgewiesene Einsparung, die unter anderem auf einer zweimonatigen Studie über die Kosten für den Einsatz von Dolmetschern, welche dann extrapoliert wurden, basiert, kann diese Nachteile keineswegs wettmachen.

Eine Unterstützungserklärung der betroffenen Gerichtsdolmetscher liegt bei.

Vor- und Zuname (in Blockschrift): ..............................................................................

….., am .........................................

.............................................................

(Unterschrift)

